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GEG und WEG passen nicht formschlüssig zusammen

Was das neue Heizungsgesetz 
Immobilienverwaltern abverlangt
Das Gebäudeenergiegesetz ist mit neuen Aufgaben verbunden, die Verwalter beachten müssen.  
Was es zu beachten gilt und wo rechtliche Knackpunkte lauern.

Das Gebäudeenergiegesetz (GEG) legt 
Wohnungseigentümergemeinschaf-
ten einige Pflichten auf, um die sich 

der Verwalter als Organ der Gemeinschaft 
ab Anfang 2024  kümmern muss. Einige 
sind einfach und schnell zu erfüllen, andere 
erfordern mehr Aufwand. Außerdem gibt es 
GEG-Regeln zu Kostenverteilung und Mehr-
heiten bei Abstimmungen, die nicht mit dem 
Wohnungseigentumsmodernisierungsgesetz 
(WEMoG) korrespondieren. Hier müssen 
Gerichte für Klarheit sorgen. 

Gasetagenheizungen:  
Eigentümer müssen Fakten liefern

Während die Kommunen in den kommenden 
Monaten und Jahren damit befasst sein wer-
den, Wärmepläne zu erstellen, müssen auch 
Wohnungseigentümer mit Etagenheizungen 
Hausaufgaben machen und ihrem Verwalter 
bis zum 31. Dezember 2024 Daten zu ihrer 
Anlage liefern (§71n Abs. 2 GEG). Dazu zählt 
der Zustand ihrer Etagenheizung, der Leitun-
gen und Heizkörper sowie Informationen zu 
ihrer Reparaturanfälligkeit. Ferner müssen 
sie darüber informieren, ob sie zurücklie-
gend in ihrem Sondereigentum Veränderun-
gen an der Anlage vorgenommen oder be-
auftragt haben. Damit sind zum Beispiel An-
passungen der Leitungen oder der Tausch 
von Heizkörpern gemeint. Ferner müssen 
sie über mögliche Anlagen informieren, die 
der Effizienzsteigerung dienen und die sie in 
ihren Wohnungen eingebaut haben.1)

Der Verwalter sollte seinen Eigentümern 
für diese Datenabfrage eine Frist von zwei 
oder drei Monaten setzen. Hierfür sowie 
für die Antworten der Eigentümer ist die 
Textform, also beispielsweise eine E-Mail, 
ausreichend. 

Verwalter sollten Eigentümer  
Anfang 2024 in Kenntnis setzen

Verwalter sind gut beraten, die Eigentümer 
frühzeitig über das GEG und die anstehen-
den Aufgaben in Kenntnis zu setzen, am bes-
ten Anfang kommenden Jahres. Außerdem 
sollte das Thema auf die Tagesordnung der 
nächsten Eigentümerversammlung gesetzt 
werden. So hat die Gemeinschaft ausrei-
chend Zeit, gegen eventuelle Miteigentümer 
vorzugehen, welche die Frist nicht einhalten 
können oder sich einer Zusammenarbeit 
entziehen. Gibt es in einer Eigentümerge-
meinschaft Personen, die auch nach gu-
tem Zureden und Ermahnen unkooperativ 
sind, muss die Gemeinschaft die Auskunft 
zu den Heizdaten einklagen beziehungs-
weise gerichtlich einen Zutritt zur Wohnung 
durchsetzen, um sich auf diesem Weg die 

erforderlichen Informationen zu beschaffen. 
Sind alle Daten vorhanden, hat der Verwal-
ter drei Monate Zeit, diese der Eigentümer
gemeinschaft zur Verfügung zu stellen. 

Weniger Aufwand für Datenbeschaffung 
beim Schornsteinfeger

Weniger Aufwand sollten Verwalter haben, 
weitere Daten zu den Etagenheizungen vom 
zuständigen Bezirksschornsteinfeger zu 
erfragen. Dieser muss dem Verwalter bis 
spätestens 31. Dezember 2024 Informa-
tionen zu Art, Alter, Funktionstüchtigkeit 
und Nennwärmeleistung der eingebauten 
Etagenheizungen liefern (§71n, Abs.1 GEG). 
Diese finden sich in der Regel im Kehrbuch. 
Der Dienstleister hat dafür nach der Auffor
derung sechs Monate Zeit. Der Verwalter 
wiederum hat nach Erhalt der Daten bin-
nen drei Monaten die Ergebnisse der Eigen
tümergemeinschaft mitzuteilen. 
Verfügt das Gebäude über eine Zentral
heizung, informiert der zuständige Schorn-
steinfeger den Verwalter schon immer 
über das Ergebnis seiner Inspektionen 
und Messungen. Das GEG sieht hier keine 
Änderungen vor. 

Eigentümer sollen Heizungsausfall 
unverzüglich melden

Außerdem sollen Eigentümer ihren Verwal-
ter künftig über einen Ausfall ihrer Etagen-
heizung oder deren Austausch etc. „unver-
züglich unterrichten“. Um diesem Punkt 
die gebührende Bedeutung beizumessen 
und als Verwalter juristisch abgesichert zu 
sein, ist es angeraten, eine entsprechende 
Informationspflicht formell beschließen zu 
lassen. 

Mit Ausfall der ersten Heizung läuft 
Entscheidungsfrist für Eigentümer

Wurde dem Verwalter ein geplanter Heizungs
austausch gemeldet, muss er unverzüglich 
eine Eigentümerversammlung einberufen. 
Denn die Eigentümer müssen darüber be-
finden, wie sie die im GEG vereinbarten 
Ziele erreichen wollen, ihre Heizungsan-

In welchem Zustand ist die Gasetagen­
heizung? Nach GEG erhalten Schornstein­
feger eine wichtige Funktion als Informanten 
für Wohnungseigentümer und Verwalter.
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1)	 Im GEG findet sich folgender Hinweis zu den 
Aufgaben des Schornsteinfegers bei Etagen
heizungen: Für ein Gebäude, in dem Wohnungs- 
oder Teileigentum besteht und in dem mindes-
tens eine Etageneizung (…) eingebaut oder auf-
gestellt ist, ist die Gemeinschaft der Wohnungs-
eigentümer verpflichtet, bis zum Ablauf des 
31. Dezember 2024 von dem bevollmächtigten 
Bezirksschornsteinfeger die Mitteilung der im 
Kehrbuch vorhandenen, für die Entscheidung 
über eine zukünftige Wärmeversorgung erfor
derlichen Informationen zu verlangen. Dies 
umfasst Informationen, die für die Planung  
einer Zentralisierung der Versorgung mit Wärme 
notwendig sind. Zu den Informationen (…) 
gehören solche über
1.	die Art der Anlage, 
2.	das Alter der Anlage, 
3.	die Funktionstüchtigkeit der Anlage und 
4.	die Nennwärmeleistung der Anlage.
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lage künftig zu mindestens 65 Prozent mit 
erneuerbaren Energien zu betreiben. Ist 
noch keine kommunale Wärmeplanung vor-
handen, aus der zum Beispiel hervorgeht, 
dass das Gebäude an Fernwärme ange-
schlossen werden kann, müssen sich die 
Eigentümer auf Alternativen verständigen. 
Das kann zum Beispiel eine mit Wärme-
pumpe betriebene zentrale Heizungsanlage 
sein. Möglich ist auch der Neueinbau von 
Gasetagenheizungen, wenn sichergestellt 
ist, dass diese zukünftig mit einem stei-
genden Anteil an erneuerbaren Energien 
betrieben werden können. Für den Umstieg 
bleiben der Gemeinschaft fünf Jahre ab 
dem ersten Ausfall einer Gasetagenheizung. 
Zu diesem Zweck muss zusammen mit Ex-
perten wie zum Beispiel Energieberatern ein 
Umsetzungskonzept (Sanierungsfahrplan) 
erarbeitet und beschlossen werden.
Entscheiden sich die Wohnungseigentümer 
für den Einbau einer Zentralheizung, so ver-
längert sich die Ausführungsfrist um weitere 
acht Jahre. In dieser Zeit ist der Verwalter 
verpflichtet, die Eigentümer mindestens 
einmal im Jahr über die Fortschritte zu in-
formieren. 

Kommt es in der Gemeinschaft binnen 
fünf Jahren zu keiner einvernehmlichen Ent-
scheidung zur künftigen Heizungsanlage, ist 
der Umstieg auf eine zentrale Anlage zwin-
gend, die zu 65 Prozent aus erneuerbaren 
Energien betrieben wird.

Herausforderungen Kostenverteilung  
und Abstimmungsquoren

Grundsätzlich müssen sich nicht alle 
Eigentümer auf eine einheitliche, zentrale 
Heizungsanlage einigen. Soll in der Ge-
meinschaft mindestens eine Etagenhei-
zung beibehalten werden, ist hierfür aller-
dings eine Zwei-Drittel-Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen und die Hälfte der Mit-
eigentumsanteile (MEA) erforderlich (§ 71n  
Abs. 6 GEG). Dieses Quorum bedeutet eine 
Abweichung vom WEMoG. Hier kann es mög
licherweise zu juristischen Auseinanderset-
zungen kommen.
Noch größeres Konfliktpotenzial verbirgt 
sich hinter der Kostenverteilung für die nö-
tigen Heizungsumbauten: Im GEG ist gere-
gelt, dass Wohnungseigentümer die Kosten 

der Umstellung auf eine zentrale Anlage ge-
mäß ihren MEA tragen müssen. Das Woh-
nungseigentumsgesetz sieht jedoch vor, 
dass eine Kostenvereinbarung mit einer 
einfachen Mehrheit geändert werden kann. 
Im Zusammenhang mit dem GEG ist un-
klar, ob Eigentümer diese Regel im Falle 
der Heizungsumstellung anwenden und die 
Kostenvereinbarung anpassen dürfen. Dies 
müssen künftig die Gerichte klären. 
Über die Kostenverteilung der Arbeiten, 
die in den einzelnen Wohnungen durch
zuführen sind, können die Eigentümer durch 
Beschluss entscheiden. 
Existiert in der Wohnungseigentümeranlage 
bereits eine zentrale Heizungsanlage, müs-
sen Eigentümer, die ihre Wohnung neu da-
ran anschließen wollen, der Gemeinschaft 
einen angemessenen Ausgleich bezahlen. 

Moderne Gebäudetechnik

Das Praxisjournal für  
TGA-Fachplaner
www.tga-praxis.de

Build-Ing.

Die Plattform für Building 
Information Modeling
www.build-ing.de
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